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I.  
Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2017 des Zentralen Betriebshofes der Stadt Marl und 
Bestätigungsvermerk 
 
Gem. § 3 Abs. 5 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfpflichtigen Einrichtungen vom 09.03.1981 (GV. NW. S. 147) in Verbindung mit § 26 Abs. 3 der 
Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein Westfalen in der Fassung vom 16.11.2004 (GV. NRW. S. 
644) – jeweils in der zum Zeitpunkt der Bekanntmachung geltenden Fassung - wird hiermit der 
Jahresabschluss des Zentralen Betriebshofes der Stadt Marl für das Wirtschaftsjahr 2017 veröffentlicht: 
 
Anlage I: Bilanz des Zentralen Betriebshofes der Stadt Marl zum 31.Dezember 2017 
Anlage II: Gewinn- und Verlustrechnung des Zentralen Betriebshofes der Stadt Marl für das Wirtschaftsjahr 
2017. 
 
Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Sitzung am 13.12.2018 beschlossen: 
 
1. Der Jahresabschluss des Zentralen Betriebshofes der Stadt Marl für das Wirtschaftsjahr 2017 wird 

festgestellt. 
 
2. Der Jahresüberschuss von 5.645.307,91 EURO wird in Höhe der geplanten in den Haushalt 

eingestellten Gewinnabführung von 5.432 000 EUR an die Gemeinde ausgezahlt. Der Betrag von 
213.307,91 EUR wird auf neue Rechnung vorgetragen.  

 
 

*** 
Die GPA NRW ist gem. § 106 Abs. 2 GO NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des Zentralen Betriebshofes 
der Stadt Marl. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2017 hat sie sich der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Märkische Revision GmbH, Essen, bedient 
 
Diese hat mit Datum vom 29. Juni 2018 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang- unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Zentraler 
Betriebshof der Stadt Marl, Marl, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und der Satzung liegen in 
der Verantwortung der Betriebsleitung der eigenbetrieblichen Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung sowie die Würdigung der 
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Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
Zentraler Betriebshof der Stadt Marl, Marl. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung und stellt die 
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
 
 
Herne, den 07.01.2019 
 Gemeindeprüfungsanstalt  
 Nordrhein-Westfalen 
 gez. Thomas Siegert 

*** 
 

 
Der Jahresabschluss wird nach Erscheinen dieses Amtlichen Bekanntmachungsblattes im Zentralen 
Betriebshof der Stadt Marl, Zechenstraße 20, Abteilung Finanz- und Rechnungswesen, Zimmer 1.7 (montags 
und dienstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, mittwochs und freitags von 8.00 Uhr bis 12.30, donnerstags von 
8.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Uhr), bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme 
verfügbar gehalten. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehender Jahresabschluss des Zentralen Betriebshofes der Stadt Marl für das Wirtschaftsjahr 2017 
einschließlich des uneingeschränkten Bestätigungsvermerks der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und des 
abschließenden Vermerks durch die Gemeindeprüfungsanstalt wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Hinweise: 
§ 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW  
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
§ 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 
den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung des 
Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache bezeichnet 
worden ist, die die Verletzung ergibt. 

 
Marl, 24.01.2019 
 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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II.  
Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 198 „Vor den Büschen“ der Stadt Marl für den Bereich 
südlich der Straße „Vor den Büschen“, westlich der Straße „Zur Höhe“, nördlich der Bahnhofstraße 
und östlich der Wohnbebauung zwischen Bahnhofstraße und „Vor den Büschen“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Übersichtsplan zum Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr.198 
 
Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Sitzung am 24.09.2015 den folgenden Beschluss gefasst: 
 
„I.  Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 198 vom 14.12.2000 wird aufgehoben. 

II.   Die Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 198 für den Bereich südlich der Straße „Vor den Büschen“, 
westlich der Straße „Zur Höhe“, nördlich der Bahnhofstraße und östlich der Wohnbebauung zwischen 
Bahnhofstraße und „Vor den Büschen“ wird beschlossen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 198 ist ca. 3,1 ha groß und erfasst die Flurstücke 43, 
44, 47, 53, 160, 169, 179, 180, 235 bis 237, 265, 336 bis 339, 341 bis 344, 357, 358, 365 bis 368 und 
420 der Flur 164. 

Das Plangebiet wird begrenzt: 

- im Norden durch die südliche Grenze der Straße „Vor den Büschen“; 
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- im Osten durch die westliche Grenze der Straße „Zur Höhe“; 

- im Süden durch die nördliche Grenze der Bahnhofstraße und 

- im Westen durch die östliche und nördliche Grenze des Grundstücks Bahnhofstraße Nr. 98, die 
nördliche Grenze des Flurstücks 315, die östliche Grenze des Flurstücks 553, die südliche Grenze der 
Grundstücke „Vor den Büschen“ Nr. 39 und 41, sowie die südliche und östliche Grenze des 
Grundstücks „Vor den Büschen“ Nr. 37. 

Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 198 sind in den beigefügten 
Übersichtsplänen dargestellt.“ 

 
Das Bebauungsplanverfahren zielt darauf ab, die Grundsätze und Zielsetzungen des Einzelhandelskonzeptes 
für die Stadt Marl auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung umzusetzen. Entsprechend sollen differenzierte 
Festsetzungen zur Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben getroffen werden, die dazu dienen, negative 
Auswirkungen auf das Einzelhandelsgefüge im Marler Stern und in den Stadtteil- und Nahversorgungszentren 
zu vermeiden. 
 
Hiermit mache ich gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch (Aufstellung der Bauleitpläne) den vorstehenden 
Beschluss des Rates der Stadt Marl öffentlich bekannt: Die im beigefügten Übersichtsplan dargestellte 
Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes ist Teil dieser Bekanntmachung. 
 
Hinweise: 
 
§ 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
§ 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 
den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung des 
Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache bezeichnet 
worden ist, die die Verletzung ergibt. 

 
§ 215 Abs. 1 Baugesetzbuch 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften und 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über 

das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind. 
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Marl, 29.01.2019 
 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


